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Datum -

Das Gesuch der KlÃ¤gerin, die Richterin am Sozialgericht wegen Besorgnis der
Befangenheit abzulehnen, wird zurÃ¼ckgewiesen.

GrÃ¼nde:

Das Ablehnungsgesuch der KlÃ¤gerin gegen die Vorsitzende der Kammer des
Sozialgerichts , Richterin am Sozialgericht , ist unbegrÃ¼ndet.

Nach Â§ 60 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in Verbindung mit Â§ 42 Abs. 1, 2
Zivilprozessordnung (ZPO) findet die Ablehnung eines Richters wegen Besorgnis der
Befangenheit statt, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen
seine Unparteilichkeit zu rechtfertigen. Dies ist der Fall, wenn ein am Verfahren
Beteiligter von seinem Standpunkt aus bei objektiver und vernÃ¼nftiger
Betrachtung davon ausgehen darf, dass der Richter das Rechtsschutzbegehren
nicht unvoreingenommen bearbeiten und entscheiden werde. Die nur subjektive
Besorgnis, fÃ¼r die bei WÃ¼rdigung der Tatsachen vernÃ¼nftiger Weise kein
Grund ersichtlich ist, ist dagegen nicht MaÃ�stab der PrÃ¼fung.
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Die KlÃ¤gerin kann ihr Ablehnungsgesuch nicht mit Erfolg darauf stÃ¼tzen, dass die
abgelehnte Richterin ihrem Antrag vom 6. Februar 2006, den auf den 14. Februar
2006, 13:45 Uhr, anberaumten Verhandlungstermin aufzuheben, nicht entsprochen
hat. Sie hat bis zum Eingang ihres Ablehnungsgesuchs (14. Februar 2006, 13:31
Uhr) nicht geltend gemacht, dass sie oder ihr ProzessbevollmÃ¤chtigter verhindert
seien, den Verhandlungstermin wahrzunehmen. Ihr weiterer Schriftsatz vom 10.
Februar 2006 ist erst nach Eingang des Ablehnungsgesuchs, nÃ¤mlich am 14.
Februar 2006, 13:37 Uhr, bei Gericht eingegangen. Zwar hat die behandelnde
Ã�rztin der KlÃ¤gerin dem Gericht bereits per Telefax vom 14. Februar 2006, 11:59
Uhr, ein Attest Ã¼bermittelt, in dem sie bescheinigt, dass die KlÃ¤gerin auf Grund
einer akuten Bandscheibenprotrusion zur Zeit nicht reisefÃ¤hig sei. Dies musste die
Richterin â�� auch wenn sie das persÃ¶nliche Erscheinen der KlÃ¤gerin angeordnet
hatte â�� jedoch nicht veranlassen, den Termin noch kurze Zeit vor seinem Beginn
auf der Stelle aufzuheben. Das verbot sich schon deshalb, weil die Beteiligten
darÃ¼ber nicht mehr rechtzeitig hÃ¤tten unterrichtet werden kÃ¶nnen und bis zum
Eingang des Schriftsatzes der KlÃ¤gerin vom 10. Februar 2006 â�� folglich auch bis
zum Eingang des Ablehnungsgesuchs â�� noch mit dem Erscheinen ihres
ProzessbevollmÃ¤chtigten zu rechnen war. Im Ã�brigen mag der Richterin die
DurchfÃ¼hrung des Termins trotz Ausbleibens der KlÃ¤gerin sinnvoll erschienen
sein. Eine Vertagung des Termins aus SachgrÃ¼nden, nÃ¤mlich wegen
Verhinderung der KlÃ¤gerin, war der Richterin dann wegen des Ablehnungsgesuchs
nicht mehr mÃ¶glich.

Als Grund fÃ¼r ihren Antrag auf Terminsaufhebung hat die KlÃ¤gerin vielmehr
allein vorgebracht, dass der Rechtsstreit ihrer Ansicht nach noch nicht
entscheidungsreif sei, weil noch medizinische Ermittlungen durchzufÃ¼hren seien.
Wenn die abgelehnte Richterin dies nicht veranlasst hat, den Termin aufzuheben, so
folgt daraus keine Besorgnis der Befangenheit. Das Verfahren war der Richterin nur
wenige Wochen vor der Terminsanberaumung per PrÃ¤sidiumsbeschluss zur
Bearbeitung zugeteilt worden. Ihr war es â�� wie ihrer dienstlichen Ã�uÃ�erung zu
entnehmen ist â�� darum gegangen, dass Verfahren â�� als Altverfahren â��
voranzubringen. HierfÃ¼r sah sie eine rasche Terminsanberaumung als geeignetes
Mittel an. Sie habe die BeweiswÃ¼rdigung der mÃ¼ndlichen Verhandlung
vorbehalten wollen. Dieser Verfahrensweise lÃ¤sst sich entgegen der Darstellung
der KlÃ¤gerin nicht entnehmen, dass die Richterin die Prozesslage einseitig zu
ungunsten der KlÃ¤gerin verschoben oder gar die weitere Beweiserhebung
"vereitelt" oder dies auch nur beabsichtigt habe.

Aus der Terminsanberaumung bzw. der Ablehnung des Terminsaufhebungsantrags
ergab sich weder, dass die Richterin die Sache zu diesen Zeitpunkten fÃ¼r
entscheidungsreif hielt (was fÃ¼r sich ohnehin nicht auf Voreingenommenheit
hÃ¤tte schlieÃ�en lassen kÃ¶nnen) noch, dass sie unbedingt entschlossen war, die
Sache "durchzuentscheiden". Es ergab sich daraus unter BerÃ¼cksichtigung der
dienstlichen Ã�uÃ�erung der Richterin lediglich, dass sie den Fortgang der Sache
auf diese Weise fÃ¶rdern wollte. Dabei war vÃ¶llig offen, ob sie als Ergebnis der
mÃ¼ndlichen Verhandlung auf der Grundlage des vorliegenden
SachverstÃ¤ndigengutachtens und der Mitteilung der behandelnden Ã�rztin, dass
der bereits vorliegende Befundbericht die diesem zugrunde liegenden Fragen
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weiterhin aktuell beantworte, zusammen mit den ehrenamtlichen Richtern schon zu
einer instanzabschlieÃ�enden Entscheidung oder aber zu einem eine solche
Entscheidung erst vorbereitenden und fÃ¶rdernden Sachbeschluss kommen
wÃ¼rde.

Alle anderen Dinge, die die KlÃ¤gerin der abgelehnten Richterin noch vorhÃ¤lt,
hÃ¤tten sich problemlos anlÃ¤sslich bzw. bei Gelegenheit der mÃ¼ndlichen
Verhandlung klÃ¤ren bzw. erledigen lassen (z.B. die begehrte nochmalige
Akteneinsicht). Aus der diesbezÃ¼glichen Verfahrensweise der Richterin kann nicht
auf ihre Voreingenommenheit gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin geschlossen werden. Das
gilt insbesondere auch fÃ¼r die verkÃ¼rzte Ladungsfrist. Die Richterin war nicht
verpflichtet, die Regelfrist von zwei Wochen strikt einzuhalten (vgl. die Vorschrift
des entsprechend anwendbaren Â§ 217 ZPO). Die KlÃ¤gerin hat nicht gerÃ¼gt, dass
sie wegen der verkÃ¼rzten Ladungsfrist verhindert sei zum Termin zu erscheinen.
Sie hat auch nicht geltend gemacht, dass sie sich deswegen nicht hinreichend auf
den Termin habe vorbereiten kÃ¶nnen. Vielmehr hatte sie ihre Sicht der Rechts-
und Sachlage â�� insbesondere auch der Prozess- bzw. Beweislage â�� bereits
ausfÃ¼hrlich schriftsÃ¤tzlich dargelegt.

Das Ablehnungsgesuch hat schlieÃ�lich auch nicht deshalb Erfolg, weil die
abgelehnte Richterin sich selbst â�� als Reaktion auf das Ablehnungsgesuch â��
fÃ¼r befangen erklÃ¤rt hat. Der Umstand, dass ein abgelehnter Richter selbst eine
Besorgnis der Befangenheit fÃ¼r gegeben hÃ¤lt oder sich gar â�� wie hier â�� fÃ¼r
befangen erklÃ¤rt, fÃ¼hrt nicht ohne weiteres zur Feststellung eines
entsprechenden Tatbestandes. Vielmehr unterliegen solche â�� ErklÃ¤rungen nicht
anders als die Selbstablehnung nach Â§ 48 ZPO â�� der gerichtlichen
Ã�berprÃ¼fung.

Eine Besorgnis der Befangenheit oder eine tatsÃ¤chliche Befangenheit kann nur
dann als glaubhaft gemacht angesehen werden, wenn die hierfÃ¼r vorgebrachten
GrÃ¼nde nachvollziehbar und plausibel erscheinen. Das ist hier nicht der Fall. Die
abgelehnte Richterin begrÃ¼ndet ihre BefangenheitserklÃ¤rung damit, dass,
obwohl sie in nicht zu beanstandender Weise verfahren, ja mit der
Terminsanberaumung ihrer ProzessfÃ¶rderungspflicht nachgekommen sei, die
KlÃ¤gerin die mÃ¼ndliche Verhandlung rechtsmissbrÃ¤uchlich verhindert habe.
Richtig ist, dass im Falle der Verweigerung einer Terminsaufhebung in der
Rechtsprechung insbesondere dann von einem rechtsmissbrÃ¤uchlichen
Ablehnungsantrag ausgegangen wird, wenn die Verweigerung einer
Terminsaufhebung â�� selbst wenn sie zu unrecht erfolgt sein mochte â�� zum
Anlass genommen wird, durch Anbringung eines Ablehnungsgesuchs in letzter
Minute eine Terminsaufhebung zu erzwingen. Hier kann jedoch dahin stehen, ob die
abgelehnte Richterin das Verhalten der KlÃ¤gerin danach als rechtsmissbrÃ¤uchlich
ansehen durfte. Selbst wenn es sich so verhielte, ist nicht nachvollziehbar, warum
ein solches â�� im Ã�brigen gar nicht so seltenes â�� Verhalten geeignet sein
sollte, einem Richter die FÃ¤higkeit zu nehmen, dass Rechtsschutzbegehren
weiterhin unvoreingenommen und unparteilich zu bearbeiten und zu entscheiden.

Das rechtsmissbrÃ¤uchliche Verhalten eines Verfahrensbeteiligten ist seiner Natur
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nach darauf gerichtet, den Verfahrensgang oder das Verfahrensergebnis in
bestimmter Weise zu beeinflussen, wobei dies im Einzelfall mit subjektiven
BefÃ¼rchtungen gepaart sein mag, seinen â�� vermeintlichen â�� Rechten nicht
anders hinreichend Geltung verschaffen zu kÃ¶nnen. Das rechtsmissbrÃ¤uchliche
Verhalten ist also letztlich an der Sache orientiert, nicht an der Person des Richters,
auch wenn diese Ã¼ber das Ablehnungsgesuch fÃ¼r den Rechtsmissbrauch
instrumentalisiert wird. Einem solchen Verhalten muss der Richter aber begegnen
kÃ¶nnen, ohne sich dadurch persÃ¶nlich betreffen zu lassen und die FÃ¤higkeit zu
verlieren, dem Beteiligten gegenÃ¼ber, der das Ablehnungsgesuch angebracht hat,
in der Sache weiterhin NeutralitÃ¤t zu wahren. Der Senat ist auch im vorliegenden
Falle davon Ã¼berzeugt, dass der abgelehnten Richterin diese FÃ¤higkeit
tatsÃ¤chlich verblieben ist und sie sich dessen, wenn ihr die Sache zur weiteren
Bearbeitung wieder vorgelegt werden wird, wird vergewissern kÃ¶nnen. Anders
mag es sich verhalten, wenn das Ablehnungsgesuch mit Angriffen auf die Person
des Richters als solche, insbesondere mit massiven Beleidigungen verbunden ist,
die eine persÃ¶nliche Betroffenheit des Richters plausibel und ihn dann wirklich
unfÃ¤hig machen (kÃ¶nnen), dem ablehnenden Beteiligten gegenÃ¼ber noch
unvoreingenommen gegenÃ¼berzutreten. Zu solchen persÃ¶nlichen AnwÃ¼rfen ist
es hier aber nicht gekommen. Zwar heiÃ�t es einmal im Ablehnungsgesuch, dass
die abgelehnte Richterin die weitere Beweiserhebung "vereitelt" habe. Dies muss
aber im Kontext der sachlichen BegrÃ¼ndung des Ablehnungsgesuchs gesehen
werden und stellt keine eigenstÃ¤ndig zu wertende Herabsetzung der abgelehnten
Richterin da.

Nach allem vermag der Senat weder anzuerkennen, dass auf Grund der
BefangenheitserklÃ¤rung der abgelehnten Richterin von deren tatsÃ¤chlicher
Befangenheit auszugehen ist noch, dass die ErklÃ¤rung jedenfalls die Besorgnis der
Befangenheit der Richterin begrÃ¼ndet.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 27.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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